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Kleine Anfrage 8595 
 
der Abgeordneten Marcel Hafke und Alexander Steffen   FDP 
 
 
Einheitlicher Vollzug oder kommunaler Entscheidungsspielraum – wie stellt die 
Landesregierung die Durchsetzung des Aufenthaltsrechts in Nordrhein-Westfalen 
sicher? 
 
 
Die unteren Ausländerbehörden sind für den Vollzug wesentlicher Teile des Aufenthaltsrechts 
zuständig. Dabei handelt es sich jedoch nicht um einen kommunalen Aufgabenbereich, 
dessen Ausgestaltung vollständig der kommunalen Selbstverwaltung überlassen ist. Nach § 1 
der Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (ZustAVO) nehmen die unteren 
Ausländerbehörden die ihnen übertragenen Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung wahr. Die Aufsicht über die unteren Ausländerbehörden führen gemäß § 18 ZustAVO 
die Bezirksregierungen. 
 
Damit stellt sich über Fragen der personellen und organisatorischen Leistungsfähigkeit hinaus 
die grundsätzliche Frage, mit welchen rechtlichen und aufsichtsrechtlichen Instrumenten das 
Land einen rechtmäßigen und möglichst einheitlichen Vollzug des Aufenthaltsrechts 
sicherstellt. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich zwischen einzelnen kommunalen 
Ausländerbehörden Unterschiede bei der Verwaltungspraxis oder bei der Durchführung 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen zeigen. 
 
Von besonderer Bedeutung ist dabei die Aufenthaltsbeendigung vollziehbar ausreisepflichtiger 
Personen. Eine wesentliche Voraussetzung für die tatsächliche Durchführung einer 
Rückführung kann die Beschaffung eines gültigen Heimreisedokuments sein. Nach § 15 
ZustAVO sind die Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) für die Beschaffung von 
Heimreisedokumenten für Ausreisepflichtige in Nordrhein-Westfalen zuständig. 
 
Mit dem Runderlass zur Ausgestaltung der Beschaffung von Heimreisedokumenten durch die 
Zentralen Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen vom 23. Juli 20261 hat die 
Landesregierung das Verfahren weiter konkretisiert. Danach sind die hierfür eingerichteten 
Stellen der ZAB zentrale Ansprechstellen für die Ausländerbehörden. Ein Verfahren zur 
Beschaffung von Heimreisedokumenten kann dabei nicht nur aufgrund einer Fallmeldung der 
zuständigen Ausländerbehörde betrieben werden. Der Bedarf für ein solches Verfahren kann 
der ZAB auch durch andere behördliche Stellen bekannt werden oder von ihr selbst erkannt 
werden. Für Angelegenheiten der Passersatzpapierbeschaffung hat sich das zuständige 
Ministerium zudem die unmittelbare Aufsicht gemäß § 18 Absatz 3 Satz 2 ZustAVO 
vorbehalten. 

 
1 Runderlass zur Ausgestaltung der Beschaffung von Heimreisedokumenten durch die Zentralen 
Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen (Runderlass Passersatzpapier-Beschaffung – PEP-
Erlass): MB.NRW 2026 Nr. 207. 
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Diese Regelungen werfen die grundsätzliche Frage nach dem Verhältnis zwischen der 
Zuständigkeit der kommunalen Ausländerbehörde im Einzelfall, der zentralen Unterstützung 
durch die ZAB und der staatlichen Aufsichts- und Weisungsbefugnis auf. Insbesondere ist 
klärungsbedürftig, in welchem Umfang eine untere Ausländerbehörde rechtlich darüber 
entscheiden kann, Maßnahmen zur Beschaffung von Heimreisedokumenten für eine 
vollziehbar ausreisepflichtige Person nicht einzuleiten oder entsprechende Unterstützung der 
zuständigen ZAB nicht in Anspruch zu nehmen. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welche fach-, rechts- und kommunalaufsichtlichen Instrumente stehen dem Land und 

den Bezirksregierungen zur Verfügung, um auf einen rechtmäßigen und landesweit 
einheitlichen Vollzug des Aufenthaltsrechts durch die unteren Ausländerbehörden 
hinzuwirken? 

 
2. Welche aufsichtsrechtlichen Maßnahmen, Weisungen, Erlasse oder sonstigen 

verbindlichen Vorgaben gegenüber unteren Ausländerbehörden haben das zuständige 
Ministerium oder die Bezirksregierungen seit Beginn der 18. Wahlperiode ergriffen, um 
auf festgestellte Unterschiede oder Defizite beim Vollzug aufenthaltsrechtlicher 
Vorschriften zu reagieren? 

 
3. Welcher rechtliche Entscheidungs- oder Ermessensspielraum steht einer unteren 

Ausländerbehörde bei der Einleitung und Durchführung der für die Beschaffung von 
Heimreisedokumenten erforderlichen Maßnahmen für vollziehbar ausreisepflichtige 
Personen zu? 

 
4. Unter welchen rechtlichen Voraussetzungen kann eine untere Ausländerbehörde davon 

absehen, einen Fall zur Beschaffung von Heimreisedokumenten an die zuständige 
Zentrale Ausländerbehörde zu melden oder deren Unterstützung bei der Beschaffung 
von Heimreisedokumenten in Anspruch zu nehmen? 

 
5. Welche aufsichts- oder weisungsrechtlichen Möglichkeiten bestehen für die 

Bezirksregierungen oder das zuständige Ministerium, wenn eine untere 
Ausländerbehörde erforderliche Maßnahmen zur Vorbereitung oder Durchführung einer 
Aufenthaltsbeendigung nicht, nicht zeitnah oder abweichend von landesweiten 
Vorgaben einleitet? 

 
 
 
Marcel Hafke 
Alexander Steffen 
 
 
 


